Umweltministerkonferenz
- Umlaufbeschluss -
gemäß Ziffer 7 der Geschäftsordnung der UMK
Nr. 30 / 2002

Gegenstand:
Berichte der Länderarbeitsgemeinschaften, 




Bericht der UMK-AG „Umwelt und Verkehr“

Berichterstatter:
Nordrhein-Westfalen / UMK-AG „Umwelt und Verkehr“

Beschluss:

Die Amtschefkonferenz empfiehlt der Umweltministerkonferenz folgenden Beschluss: 

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorin und –senatoren der Länder nehmen den Jahresbericht 2002 über die Aktivitäten der UMK-AG „Umwelt und Verkehr“ unter dem Vorsitz Nordrhein-Westfalens zur Kenntnis.

UMK-AG „Umwelt und Verkehr“

Bericht des Vorsitzlandes Nordrhein-Westfalen für den 
Zeitraum Oktober 2001 bis September 2002

1. Organisation

Im Auftrag der UMK wirkten im Berichtszeitraum Mitglieder der UMK-AG in folgenden anderen Arbeitsgremien mit: 

Bund-Länder-AG „Verkehrstelematik“ und 

Bund-Länder-AG „Gesamtkonzept zur Lärmminderung in Straßen- und Schienenverkehr unter Einbeziehung von Freizeit- und Gewerbelärm“. 

Für kurzfristig zu erledigende Aufgaben wurden Ad-hoc-Unterarbeitsgruppen eingesetzt, z.B. zur Erarbeitung der vorgelegten Beschlussvorschläge zur 28. und 29. ACK, die sich mit der Minderung der verkehrsbedingten CO2-Emissionen befassten. Weitere derzeitige Unterarbeitsgruppen bearbeiten Fragen der aktuellen Verkehrspolitik im Bereich Straße/Schiene und der Partikelemissionen des Straßenverkehrs.

Im Berichtszeitraum von Oktober 2001 bis September 2002 wurden folgende Sitzungen durchgeführt:

12./13. März 2002 in Bielefeld und

11./12. September 2002 in Kassel

2.
Schwerpunktthemen der UMK-AG „Umwelt und Verkehr“

Die hier aufgeführten Schwerpunktthemen wurden im Berichtszeitraum oder werden in absehbarer Zukunft in der UMK-AG bearbeitet:


2.1 Optionen zur Begrenzung steigender Kohlendioxid-Emissionen im 
Verkehr, Teil II

(siehe Beschlussvorschlag zur 29. ACK)


Nach einer im Auftrag des UBA durchgeführten Studie zum Energieverbrauch und Schadstoffemissionen aus dem motorisierten Verkehr werden die verkehrsbedingten CO2-Emissionen in der Bundesrepublik noch über das Jahr 2010 hinaus weiter zunehmen und sich erst dann auf sehr hohem Niveau stabilisieren. 
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Demnach werden die bisher von der UMK postulierten CO2-Minderungsziele mit hoher Wahrscheinlichkeit verfehlt bzw. deren Erreichung in erheblichem Maße gefährdet sein. Es besteht dringender Handlungsbedarf, um diese Ziele noch zu erreichen. Hierzu wurde ein erster Bericht verfasst und für die 28. ACK ein Beschlussvorschlag erarbeitet mit Sofortmaßnahmen für in der Öffentlichen Verwaltung und im Öffentlichen Verkehr eingesetzte Fahrzeuge. 

Zur Vorlage in der 29. ACK wurde im Anschluss ein Katalog mit weiteren, besonders effektiven und kurzfristig umsetzbaren Minderungsmaßnahmen erarbeitet. Zur nächsten ACK im Frühjahr 2003 wird ein Bericht zum Umsetzungsstand der auf der 57. und 58. UMK beschlossenen Maßnahmen erfolgen. Parallel wird ein Beschlussvorschlag vorbereitet mit mittel- bis langfristig wirkenden Maßnahmen zur CO2-Minderung.

2.2 Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans


Der Bundesverkehrswegeplan wird voraussichtlich im Frühjahr 2003 fertiggestellt. Die UMK-AG wird über den Stand der Bearbeitung informiert. Ein Vorschlag über den Handlungsbedarf, der sich aus der Entwicklung des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) für die UMK-AG ergibt, wurde vom Vorsitzland zur 29. ACK im Frühjahr 2002 vorgelegt. Aufgrund von weiterem Diskussionsbedarf wurde der Punkt in der Sitzung zurückgestellt. Eine aktualisierte Fassung des Beschlussvorschlags liegt nun der 30. ACK vor. Im Wesentlichen geht es hierbei um die möglichst frühzeitige Berücksichtigung von Umweltschutzaspekten (Plan-UVP und FFH-Verträglichkeitsprüfung) im Bundesverkehrswegeplan.

2.3 Förderung des Schienenverkehrs – Minderung der Schadstoffemissionen von Bahnmotoren

Die Emissionsminderung ist im Bereich der Bahnmotoren bisher aufgrund der langen Haltbarkeit und damit verbundenen geringen Austauschrate der Motoren nicht weit vorangeschritten. In dem zur 29. ACK vorgelegten Beschlussvorschlag der UMK-AG wurden Mindestforderungen an Umweltstandards für die Beschaffung von Bahnmotoren aufgestellt.
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2.4 Maßnahmen im Verkehrsbereich im Zusammenhang mit der Umsetzung der EU-Luftqualitäts-Rahmenrichtlinie und dem Siebten Gesetz zur Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Im Rahmen der Umsetzung der EU-Luftqualitäts-Rahmenrichtlinie und der 1. Tochterrichtlinie ergibt sich die Notwendigkeit, die Luftqualität im Hoheitsgebiet hinsichtlich ihrer Schadstoffbelastung zu beurteilen und für Gebiete mit Überschreitungen der Grenzwerte EU-Luftreinhaltepläne zu erstellen. Die bereits durchgeführten Ausgangsbeurteilungen zeigen, dass häufig Überschreitungen der Werte für Partikel (Feinstaub, PM10) großflächig und für Stickstoffdioxid (NO2) lokal zu erwarten sind. Für diese zum großen Teil verkehrsbedingten Luftschadstoffe müssen Maßnahmenpläne zu Reduzierung aufgestellt werden. Um ein Konzept zur Aufstellung solcher Pläne zu entwickeln, wurde in NRW ein Modellprojekt für die Stadt Hagen durchgeführt, in dem als Schwerpunkt die Verkehrsproblematik aufgegriffen wurde. Hierbei wurde u.a. deutlich, dass Fragen der Finanzierung von Maßnahmen zu klären sind.

In dem zur 29. ACK vorgelegten Beschlussvorschlag wird die VMK gebeten, sich dafür einzusetzen, den Kommunen finanzielle Mittel und weitere Unterstützung zur Durchführung verkehrsbezogener Maßnahmen zu gewähren. 

2.5 Umweltauswirkungen im Umgebungsbereich von Flughäfen

Aufgrund des derzeitigen Kenntnisstandes zu den technischen Möglichkeiten der Luftschadstoffminderung im Flugverkehr wird deutlich, dass in diesem Bereich Handlungsbedarf besteht. Insbesondere am Flughafengelände selbst kann eine Verringerung von Luftschadstoffen mit gezielten Maßnahmen erreicht werden. Eine Reihe von Untersuchungsergebnissen liegen hierzu vor und sollen in Zusammenarbeit mit dem UBA für eine Handlungsempfehlung an die ACK/UMK ausgewertet werden.



2.6 Partikelemissionen des Straßenverkehrs 

Es besteht ein Arbeitsauftrag der UMK, über die Partikelemissionen des Straßenverkehrs zu berichten. Der erste Teilbericht hierzu muss noch in bestimmten Punkten überarbeitet werden. Es sollen u.a. Ergebnisse aus Wirkungsuntersuchungen einfließen, die Ende 2002 vorliegen werden. Der Beschlussvorschlag wird somit voraussichtlich im Frühjahr 2003 erarbeitet.
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2.7 Weitere Beratungspunkte, die in 2002 bearbeitet wurden

· Neue Kraftstoffe

· Novellierung der StVO und zugehöriger VwV

· Förderung gasbetriebener Fahrzeugflotten

2.8 ständige Beratungspunkte:

· Gesamtkonzept zur Lärmminderung

· Verkehrstelematik

Zu diesen Punkten wurde bereits gesondert an die ACK berichtet. 
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